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1. EINFÜHRUNG UND ALLGEMEINE, THEMENÜBERGREIFENDE BEGRÜNDUNGEN 

Im nachfolgenden Begründungstext wird seitens der Regionalplanung dargelegt, warum ent-

sprechende textliche und zeichnerische Darstellungen im Entwurf des Regionalplans Düs-

seldorf (RPD) vorgenommen werden.  

Dabei ist vorweg anzumerken, dass die Erläuterungen im Textteil des Regionalplans teilwei-

se auch begründenden Charakter haben, sodass insoweit zusätzlich auf diese verwiesen 

wird. Weitere begründende Ausführungen finden sich in den Unterlagen zur Auseinanderset-

zung mit Stellungnahmen aus der Verfahrens- und Öffentlichkeitsbeteiligung (einschließlich 

der Erörterungen) und in den im Rahmen der 3. Beteiligung ausgelegten Unterlagen (Be-

gründung der Änderungen). 

In vielen Fällen sind zeichnerische und textliche Vorgaben eng miteinander verknüpft, so-

dass sich Begründungen nicht immer exakt den textlichen oder zeichnerischen Darstellun-

gen zuordnen lassen. Vor diesem Hintergrund sind themenbezogen – soweit beide vorhan-

den sind – immer sowohl die Begründungen zu den textlichen Darstellungen, als auch die 

Begründungen zu den zeichnerischen Darstellungen zusammen zu betrachten. 

Alle im RPD gemachten Vorgaben sind aus den Zielen und Grundsätzen des LEP NRW 

entwickelt. Diese Vorgaben auf der Landesebene lagen insoweit dem Plan mit zugrunde. 

Insbesondere die fach- und raumübergreifenden Vorgaben der ersten Kapitel 1-5 des LEP 

NRW bspw. zur Raumstruktur, zum Klima, zur Zusammenarbeit und zur Kulturlandschaft 

sind im Kapitel 2 konkretisiert worden. Darüber hinaus sind diese eher allgemeinen Ziele und 

Grundsätze des LEP NRW bei allen weiterführenden regionalplanerischen Reglungen soweit 

relevant mitgedacht worden. Bei den Kapiteln 3 – 5 des RPD macht zudem schon die Anleh-

nung der Themenabfolge an die Gliederung des LEP NRW deutlich, dass eine intensive 

Auseinandersetzung des RPD mit dem LEP NRW erfolgt ist. Auch wenn einzelne Vorgaben 

des LEP NRW in der hier vorliegenden Begründung nicht explizit in der Auseinandersetzung 

erwähnt sein sollten, lagen sie doch der Planaufstellung stets  zugrunde. In den folgenden 

Kapiteln der Begründung – und z.T. in den Unterlagen zu den Beteiligungsverfahren – wird 

ferner auf die einschlägigen Grundsätze und Ziele des LEP NRW hingewiesen und der Um-

gang damit dargelegt.   

Der räumliche Geltungsbereich dieses Regionalplans Düsseldorf (Planungsraum Düsseldorf) 

umfasst das Gebiet der Kommunen in den Kreisen Kleve, Mettmann, Viersen und dem 

Rhein-Kreis Neuss sowie das Gebiet der kreisfreien Städte Düsseldorf, Krefeld, Möncheng-

ladbach, Remscheid, Solingen und Wuppertal. Im Gegensatz dazu wurde der GEP99 noch 

für den gesamten Regierungsbezirk Düsseldorf aufgestellt, d.h. der Geltungsbereich umfass-

te auch die Kommunen im Regierungsbezirk Düsseldorf, die heute zum Verbandsgebiet des 

Regionalverbandes Ruhrgebiet (RVR) gehören. 

Aus dieser Sachlage ergeben sich generelle Änderungsnotwendigkeiten im Vergleich zwi-

schen dem Vorläuferplan GEP99 und dem Regionalplan für den kleineren Planungsraum 

Düsseldorf. Denn im GEP99 waren spezifische textliche Aussagen zu Gebietskörperschaften 

im heutigen Planungsraum des Regionalverbandes Ruhrgebiet (RVR) enthalten. Diese wer-

den nun aufgrund des entsprechenden Neuzuschnitts des Planungsraums nicht in den neu-

en Regionalplan übernommen. Dies gilt ebenso für Fassungen der bisherigen textlichen 

Vorgaben, die nur für den heutigen Planungsraum des RVR gelten, z.B. weil für den heuti-

gen Planungsraum Düsseldorf bereits über Änderungen des GEP99 modifizierte Vorgaben 

(inkl. Streichungen) beschlossen worden sind – die aber eben nicht den Planungsraum des 
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RVR betreffen – oder weil der RVR hier entsprechende Änderungen des GEP99 beschlos-

sen hat. Auch in der graphischen Darstellung des neuen Regionalplans werden aufgrund der 

Planungsraumthematik naturgemäß keine Vorgaben für Kommunen im Planungsraum des 

RVR mehr enthalten sein. Dessen ungeachtet bleibt die Geltung des GEP99 im Gebiet des 

RVR von der Regionalplanerarbeitung im Planungsraum Düsseldorf unberührt. 

2. TEXTLICHE DARSTELLUNGEN: GESAMTRÄUMLICHE RAUMSTRUKTURELLE 

ASPEKTE 

2.1 Zentralörtliche Gliederung und regionale Raumstruktur 

Die Zentralen Orte, die im LEP NRW  festgelegt sind, sind Ausgangspunkt für den Grundsatz 

G1 der hier neu eingeführt worden ist. Mit der Festlegung der Zentralen Orte werden den 

Aufgabenträgern, den Städten und Gemeinden, zentralörtliche Funktionen zugewiesen. Das 

bedeutet, dass die Städte und Gemeinden in ihrer zentralörtlichen Einstufung bestimmte 

Versorgungs- und Entwicklungsfunktionen wahrnehmen sollen. Durch die Zuweisung sollen 

Daseinsfunktionen auf die Fläche bezogen günstig angeboten werden, da mit nur wenigen 

raumstrukturell und von der verkehrlichen Erschließung her passend gewählten zentralen 

Orten ein großer Raum abgedeckt werden kann. Unnötige Konkurrenz verschiedener be-

nachbarter Städte kann vermieden werden. Die Festlegung der Zentralen Orte soll als "Or-

ganisationsmittel" (Brösse in Blotevogel 2005) der räumlichen Planung verstanden werden, 

landesplanerische Zielvorstellungen über die gesamträumliche Entwicklung einerseits als 

(ganzheitliches) Standortkonzept festzulegen und andererseits den jeweiligen Adressaten 

ihre Rolle und Funktionsspektrum darin zu vermitteln.  

Die Einordnung der Städte und Gemeinden in das zentralörtliche Gliederungssystem richtet 

sich nach den dafür maßgeblichen Kriterien, das heißt insbesondere den Einwohnerzahlen 

der einzelnen Versorgungsbereiche sowie bei der Beurteilung von Grenzfällen, der besonde-

ren Stellung einzelner Gemeinden im regionalen Arbeitsmarkt. Im Bereich der Arbeitsplatz-

zentralität wird vor allem auf die Bedeutung zentraler Orte als Arbeitsort für ihren Versor-

gungsraum abgestellt. Diese Einordnung ergibt sich aus der Abbildung 1 im LEP NRW. Die 

hierzu gemachte Erl. zu Z 2.1 macht deutlich, dass das „dreistufige System der Zentralen 

Orte in Nordrhein-Westfalen auch weiterhin Orientierung für eine effiziente räumliche Bünde-

lung von öffentlichen und privaten Dienstleistungs- und Versorgungseinrichtungen bietet. Die 

bereits 1979 mit dem damaligen Landesentwicklungsplan I/II festgelegte und 1995 in den 

LEP NRW übernommene zentralörtliche Gliederung des Landes soll unverändert fortgelten. 

Sie ist Ergebnis historischer Prozesse und zugleich Grundlage für die weitere räumliche 

Entwicklung.“ Im Zusammenhang mit dieser zentralörtlichen Gliederung hat der LEP 95 mit 

dem LEPro folgendes Ziel formuliert: Die siedlungsräumliche Schwerpunktbildung von Woh-

nungen und Arbeitsstätten in Verbindung mit zentralörtlichen Einrichtungen im Sinne des 

LEPro (§ 7) soll auf der Grundlage der zentralörtlichen Gliederung angestrebt und innerge-

meindlich auf Siedlungsschwerpunkte (§ 6 LEPro) ausgerichtet werden. Die Gemeinden sol-

len die Entwicklung ihrer Siedlungsstruktur somit auf solche Standorte ausrichten, die sich 

für ein räumlich gebündeltes Angebot von öffentlichen und privaten Einrichtungen der Ver-

sorgung, der Bildung und Kultur, der sozialen und medizinischen Betreuung, des Sports und 

der Freizeitgestaltung eignen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass diese Einrichtungen für die 

Bevölkerung in angemessener Zeit erreichbar sein sollen. Die zentralörtlichen Funktionen 

der Kommunen sind dabei nicht auf jedem m² der Kommune gleichermaßen anzutreffen, 
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sondern kumulieren dabei in den Siedlungsschwerpunkten oder in den zentralen Versor-

gungskernen. Für diese Kerne gibt es viele Begriffe, oft wird aber sehr ähnliches gemeint. 

Um die Gemeinde dazu anzuhalten ihre Entwicklungen auf entsprechende Schwerpunkte 

auszurichten, ist dieser Grundsatz mit der dezentralen Konzentration eingeführt worden. 

Diese Grundidee der Schwerpunktbildung, wird mit der Einführung der ZASB im LEP NRW 

wieder aufgegriffen (siehe hierzu 7.1.1.5).  

Neben den Versorgungsfunktionen ist auch die Entwicklungsfunktion ein Wesensmerkmal 

des Zentralen Orte Konzeptes. Auf diesen Aspekt geht der Grundsatz 2 stärker ein, der die 

metropolitanen Funktionen der Landeshauptstadt in den Blick nimmt.  

Zu raumordnerischen Vorgaben des Bundes und des Landes 

Der Grundsatz steht mit den Vorgaben des Raumordnungsgesetzes im Einklang und unter-

stützt den Grundsatz des § 2 Abs. 2 Nr. 2 ROG. 

 

2.2 Kulturlandschaft 

Die Kulturlandschaft wurde im GEP99 als gesondertes raumordnerisches Thema nicht be-

handelt. Vielmehr sind im GEP99 die Kulturlandschaft und ihre Ebenen und Wertigkeiten in 

unterschiedlichen Kapiteln angesprochen und mit thematisiert worden. Die geplanten Vorga-

ben im Kapitel 2.2 sind deshalb neu konzipiert und bauen nicht auf dem GEP99 auf. Im 

Überblick wurden für die Auseinandersetzung mit der Kulturlandschaftsthematik zunächst 

Betrachtungsräume (so genannte Kulturlandschaften) bestimmt. Danach wurden Kulturland-

schaftsbereiche in Form eines räumlichen Netzwerkes innerhalb dieser Kulturlandschaften 

herausgearbeitet. Während für die einzelnen Kulturlandschaften Leitbilder entwickelt worden 

sind, sollen die zudem entwickelten Grundsätze für die ganze Planungsregion gelten). Die 

Grundsätze und textlich formulierten Leitbilder konkretisieren die Grundsätze des LEP NRW 

G3-2 bis G3-4 (zur Beachtung des Ziels 3.1 LEP NRW siehe weiter unten). 

Der Fachbeitrag Kulturlandschaft zum Regionalplan Düsseldorf vom LVR (vgl. LVR 2013) 

trägt den Titel „Erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung“. Er ist die wichtigste Grundlage für 

alle neuen kulturlandschaftlichen Darstellungen im Regionalplan und gibt die Sichtweise der 

LVR-Fachämter für Bau- und Bodendenkmalpflege sowie des LVR-Fachbereichs Umwelt 

wieder. Der Fachbeitrag beschäftigt sich mit dem landschaftlichen Kulturerbe. Basierend auf 

dem Fachbeitrag Kulturlandschaft zum Landesentwicklungsplan von 2007 sind bedeutsame 

Kulturlandschaftsbereiche (KLB) auf der Basis des historischen Zeugniswertes markiert wor-

den. Diese Positionsbestimmung ist aus Sicht des Fachbeitrages notwendig, um innerhalb 

des nachfolgenden diskursiven Ansatzes der Regionalplanungsbehörde zum Thema Kultur-

landschaft innerhalb der Sichtweise eindeutig identifizierbar zu sein. Der hier zugrunde lie-

gende regionalplanerische Ansatz ist es, dass es regional abgrenzbare Räume gibt, die 

durch Wechselwirkung zwischen naturräumlichen Gegebenheiten und menschlicher Ein-

flussnahme eigene Ausprägungen entwickelt haben, die sich von anderen abgrenzen lassen. 

Und diese Ausprägungen werden naturgemäß von unterschiedlichen Fachdisziplinen sehr 

unterschiedlich wahrgenommen. Daher bestimmt die „Leitlinie Kulturlandschaft“ des Regio-

nalrates Düsseldorf als wesentlichen Arbeitsauftrag für die Regionalplanungsbehörde, kom-

munikativ zu bestimmen, „welche Raummerkmale und die Kombination derer auf einer regi-

onalen Ebene identitätsstiftend sind“. Dieser kommunikative Zugang zum Thema Kulturland-

schaft in der Gegenwart und Zukunft dient in erster Linie der Bestimmung eines regionalen 

Identitätsverständnisses. Es entspricht dem Verständnis, dass Kulturlandschaft als umfas-
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sender inhaltlicher Zugang zum Raum nicht die Addition von Einzelmerkmalen und -

disziplinen darstellt, sondern dass die Wahrnehmung der Kulturlandschaft als Ganzes einen 

identitätsstiftenden Moment hat. Dieser Aspekt wird auch in den Erläuterungen im LEP NRW 

zu Z3-1 hervorgehoben: „Die erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung soll dabei Entwick-

lungspotentiale nutzen, die sich durch die kulturhistorische und ästhetisch-gestalterische 

Dimension der Kulturlandschaften flächendeckend im Lebensumfeld der Bürgerinnen und 

Bürger und für die Identität des Landes sowie seiner Teilräume ergeben.“ Diesen identitäts-

stiftenden Moment ins Bewusstsein regionaler Akteure zu befördern, ist eine zusätzliche Ba-

sis für räumliche Nutzungsentscheidungen im Prozess der Erarbeitung des Regionalplans.  

Der vorliegende Fachbeitrag betrachtet die historisch gewachsene Kulturlandschaft und stellt 

somit vordergründig nicht so sehr auf das Lebensumfeld und die Identität in der Region ab. 

Vielmehr wird das kulturelle Erbe, das sich aus landschaftlichen Kulturgütern und Raumbe-

ziehungen zwischen Natur und Kultur ergibt, insbesondere in Baudenkmälern, Bodendenk-

mälern und archäologischen Fundplätzen gesehen. Sowohl die unmittelbare Substanz histo-

rischer Überlieferung als auch die strukturelle Prägung der heutigen Kulturlandschaft gibt ihr 

die innewohnende regionale unverwechselbare Eigenart, Schönheit und Vielfalt. Die momen-

tane Kulturlandschaft ist das Ergebnis einer Nutzungs- und Gestaltungsgeschichte. Daraus 

haben die Landschaftsverbände Rheinland und Westfalen-Lippe im Fachbeitrag zum Lan-

desentwicklungsplan das Konzept der erhaltenden Kulturlandschaftsentwicklung abgeleitet. 

Die weitere Entwicklung der Landschaft muss somit werterhaltend erfolgen, damit sie ihren 

unverwechselbaren Charakter bewahrt und zugleich nachhaltig Potentiale für die Zukunft 

behält. Der Erhaltungsgedanke bezieht sich somit auf das Kulturelle Erbe innerhalb dieses 

Entwicklungsprozesses. 

Der Titel des Fachbeitrages mit den Begriffen „erhalten“ und „entwickeln“ trägt eine Offenheit 

in sich und wirft die Frage auf, wie ein solch offener Ansatz durch Vorgaben der Raumord-

nung umgesetzt werden soll, weil ja gleichzeitig ein Zustand entwickelt aber auch erhalten 

werden soll. Die Landesplanung gibt zu dieser Frage im LEP NRW mit dem Z3-1 Folgendes 

vor: „In den Regionalplänen sind für die Kulturlandschaften jeweils kulturlandschaftliche Leit-

bilder zur Erhaltung und Entwicklung ihrer prägenden Merkmale festzulegen.“ Es geht da-

rum, sich vorzustellen, wie die Kulturlandschaft der Zukunft aussehen kann und dazu sollen 

Bilder erstellt werden. Dem Entwurf des Regionalplanes liegt das Verständnis zur Grunde, 

dass diese Leitbilder eine Art qualitative Ergänzung zur traditionellen Raumordnung darstel-

len. Die kulturlandschaftliche Heterogenität der Planungsregion begründet es, dass für die 

Region nicht nur das eine Leitbild erstellt werden kann. Das bedeutet, zunächst geht es da-

rum Teilräume einzugrenzen, die eine Kulturlandschaft ausbilden. Dann geht es darum, sich 

mit den regionalen Akteuren über die Größe und die Grenzen dieses Bereiches und gleich-

zeitig über ihre zukünftigen Vorstellungen der Kulturlandschaftsmerkmale zu verständigen. 

Dieser Verständigungsprozess ist mehr oder weniger während der Erarbeitung und der Of-

fenlage des Regionalplanes erfolgt.  

Das Gebiet des Regionalplans durchziehen unterschiedliche kulturlandschaftliche Grenzen 

oder Säume, da die Abgrenzung des Gebietes aus einer administrativen Entscheidung her-

aus erfolgt ist und nicht nur kulturlandschaftlichen Aspekten folgt. In früheren Zeiten gab es 

andere territoriale und administrative Gliederungen als die heutigen Verwaltungsgrenzen. 

Dabei hat es eine Einheit von administrativer Grenze und von kulturlandschaftlicher Grenze 

wie in fast allen Teilregionen in Deutschland nicht gegeben. Deshalb gibt es sehr verschie-

dene Kulturlandschaften in der Region. Die historisch gewachsene Kulturlandschaft in die-

sem Planungsgebiet hat unterschiedliche Einflüsse in ihrer geschichtlichen Entwicklung er-
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fahren. Um die prägenden Bestandteile des kulturlandschaftlichen Wandels zu verstehen, 

und daraufhin Leitbilder für den zukünftigen Wandel zu entwickeln, kann man sich zunächst 

die Landschaftsgenese der einzelnen Kulturlandschaftsbereiche (KLB) aus dem LEP NRW 

vergegenwärtigen.  

Abb. 2.2.1: Kulturlandschaftliche Gliederung 

Die kulturlandschaftliche Gliederung in NRW (vgl. Abb. 2.2.1) ist auf der LEP-Ebene eine 

inhaltliche Grundlage, die auch für den Regionalplan gültig ist. Dieser Abgrenzung folgend 

gibt es 8 verschiedene Kulturlandschaften (KL 10 Unterer Niederrhein, KL 11 Niederrheini-

sche Höhen, KL 12 Niersniederung, KL 13 Maasterrassen, KL 17 Schwalm-Nette, KL 18 Kre-

feld – Grevenbroicher Ackerterrassen KL 19 Rheinschiene KL 20 Niederbergisch-Märkisches 

Land), die die Region überwiegend ausfüllen. Im informellen Verfahren stellte sich immer die 

Frage nach teilräumlichen Konzepten, Abgrenzungen usw. In diesem Zusammenhang ent-

standen die so genannten Teilregionen („Pulsare“) im Planungsdiskurs der Bezirksregierung 

Düsseldorf. Sie bilden den Entwicklungsversuch eines assoziativen Raumes. 
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Die Pulsare folgten keinem räumlichen konkret abgrenzbaren Raum, sondern sie standen 

symbolisch dafür, dass es teilräumliche Betrachtungen im Rahmen der Erarbeitung des 

RPDs geben kann und soll.  

Die einzelnen Pulsare sollen Assoziationen über teilräumliche Zusammenhänge zulassen. 

Infolgedessen entstand die Idee, sich bei den Kulturlandschaften an diese assoziativen 

Räume anzulehnen. Der Plangeber verneint damit nicht die einzelnen Kulturlandschaften 

aus dem LEP (siehe Abb.2 im LEP NRW oder Abb. 2.2.1 in diesem Kapitel), sondern geht 

davon aus, dass diese von Menschen in dieser Form nicht in ihrer Kleinteiligkeit identitäts-

prägend wahrgenommen werden. In seinen Erläuterungen führt der LEP NRW aus, dass 

entsprechend den regionalen Erfordernissen die Kulturlandschaften weiter differenziert und 

räumlich konkretisiert werden können. Kulturlandschaft wird im Kontext dieses Raumord-

nungsplans als identitätsstiftend verstanden, so dass dieser Aspekt in den regionalplaneri-

schen Entwurf mit eingeflossen ist. Deshalb wurden nicht einfach die 8 oben genannten Kul-

turlandschaften zu Grunde gelegt, sondern die Frage gestellt, wie lässt sich ein Betrach-

tungsraum finden, der auch bspw. zum Aktionsradius von Menschen in ihrem Alltag passt. 

Der Niederrhein in unserer Planungsregion bspw. besteht im Kreis Kleve allein aus 4 ver-

schiedenen Kulturlandschaften. Er ist aber auch ein großes Ganzes mitsamt seinen nieder-

ländischen Einflüssen, dem Rhein, den historischen Orten, den verschiedenen sehr linearen 

Strukturen in Offenlandschaften usw. Es wird angenommen, dass er auch so von vielen sei-

ner Bewohner und Besucher wahrgenommen wird. Es geht demnach um eine großräumige-

re Betrachtung. In dieser Maßstabsumkehrung liegt der Versuch, das regional Prägende 

herauszufinden, das dann auch in die regionalplanerische Abwägung entsprechend einge-

stellt werden kann. Im Folgenden soll begründet werden, wie die vier Teilräume abgegrenzt 

worden sind.  

Die Region, im nördlichen Rheinland gelegen, ist kulturlandschaftlich mit ihrer Ausdehnung 

vom Niederrhein bis zum Bergischen vielfältig. Sie liegt in den drei „Naturräumlichen Groß-

regionen“ (Meynen und Schmithüsen, 1960) niederrheinisches Tiefland, niederrheinische 

Bucht und dem Süderbergland.  
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Abb. 2.2.2: Naturräumliche Großeinheiten  

Industrialisierung und Urbanisierung haben zu einer sehr starken Überformung geführt, so 

dass hier eine abgewandelte Darstellung mit dem Ballungsraum Rhein-Ruhr dargestellt wird. 

Die naturräumlichen Ausstattungsmerkmale haben bis heute Auswirkungen auf das Nut-

zungs- und Siedlungsgefüge einschließlich der regionalen Baukultur. Das bergisch Schroffe 

unterscheidet sich eindeutig von den ruhigen niederrheinischen Landschaften. Das Metropo-

lenhafte an der dynamischen Rheinschiene liegt benachbart zu sehr konstanten ländlich ge-

prägten Gegenden. Diese Kulturlandschaften sind das Ergebnis eines langen Kultivierungs-

prozesses, in dem der Rhein immer die wichtigste Rolle gespielt hat. Die höheren Nieder-

schläge und spezifische Baumaterialien wie etwa Schiefer führten z.B. im Bergischen Land 

zu einer charakteristischen Baugestaltung, während im steinarmen Niederrheingebiet der 

Anteil der Feldbrandziegel als Baumaterial höher ist. Landschaftsprägende Faktoren waren 

zudem die Bodenverhältnisse und die kleinklimatischen Unterschiede sowie die Reliefener-

gie. Dies hatte unmittelbare Auswirkungen auf den Bodenertrag und Anbautechniken und 

damit wiederum auf die Siedlungsbedingungen bzw. die Siedlungsdichte. Sichtbares Ergeb-

nis ist die Kammerung der Landschaft mit Wald, Grünland und Ackerland in unterschiedli-

chen Größenanteilen. Somit ist die naturräumliche Gliederung des Gebietes im Landschafts-

bild deutlich erkennbar. Die Kulturlandschaftsgeschichte hat zwischen den entstandenen 
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Teilräumen eine deutlich wahrnehmbare und charakteristische Differenzierung herbeigeführt, 

deren Abgrenzung jedoch nicht grenzscharf, sondern meist fließend und überlagernd ver-

läuft. So sind gerade in den Übergängen zwischen den Großlandschaften die landschaftliche 

Prägung und der Wandel des Raumes vielschichtig. Beispielsweise ist die Rheinschiene im 

Bereich Düsseldorf rechtsrheinisch sehr stark durch das Bergische Land geprägt. Auch zwi-

schen den Räumen der Regionalpläne Düsseldorf und Ruhr bestehen kulturlandschaftsge-

schichtlich enge Beziehungen und daraus resultierend auch heute noch inhaltliche Bezüge 

wie zum Beispiel zwischen den Kreisen Kleve und Wesel, sowie industrie- und montange-

schichtlich zwischen dem Bergischen Land und dem Ruhrgebiet. Weiterhin hatten großräu-

mige Prozesse auf europäischer Ebene immer wieder regionale Auswirkungen; diese verlie-

fen entweder evolutionär, d.h. als Prozess (z.B. Landnahmen oder Kolonisationen) oder re-

volutionär, d.h. als Ereignis (z.B. Krieg). Insgesamt können in der Region des RPD vier Teil-

räume identifiziert werden:  

 Düsseldorfer Rheinschiene  

 Bergisches Land  

 Flusslandschaft Niederrhein  

 Rheinische Ackerlandschaft  

Die Karte mit ihren vier Betrachtungsräumen (siehe Abbildung Kapitel 2.2 im Regionalplan) 

versucht die genannte Vielschichtigkeit aufzunehmen. Sie ist ein Zusammenführen der Groß-

landschaften, der Kulturlandschaften aus dem Fachbeitrag des LVR, aber auch ein Versuch, 

die intersubjektive Wahrnehmung der regionalen Akteure im Verhältnis zur regionalplaneri-

schen Region abzubilden. Alle vier Kulturlandschaften sind vom Kern aus gedacht und über-

lagern sich soweit, dass eine scharfe Grenzziehung der kulturlandschaftlichen Teilräume 

nicht angezeigt scheint. Es sind vielmehr größere Grenzsäume, die hierdurch entstehen. 

Auch hören die Kulturlandschaften nicht an den Planungsgrenzen des RPD auf, sondern 

entwickeln sich insbesondere nach Süden kulturlandschaftlich ähnlich weiter. Der Nieder-

rhein mit seinen Grenzwäldern erstreckt sich über den Naturpark Maas-Schwalm-Nette wei-

ter nach Süden und über die Grenze in die Niederlande. Die rheinische Ackerlandschaft wird 

kulturlandschaftlich weitergeführt in der rheinischen Börde- und Villelandschaft mit ihren 

noch weiteren Blickbeziehungen. Für die Rheinschiene gilt die Verbindung ohnehin nach 

Norden und Süden und auch das Bergische der hiesigen Region ist naturräumlich gesehen 

eine nördliche Spitze der westlichen Mittelgebirgslandschaft. 

Die vier Kulturlandschaften verfügen über ein großes kulturlandschaftliches Inventar. In der 

Beikarte 2B sind innerhalb der vier Teilräume die kulturlandschaftlichen Wertigkeiten ge-

kennzeichnet. In der Beikarte 2B ist ein Netz aus Kulturlandschaftsbereichen hervorgehoben, 

welches besonders prägend für diese Teilregion ist. Dieses ist zum einen aus dem Ansatz 

der historischen und erhaltenden Kulturlandschaft (vgl. LVR 2013) mit den aufgeführten 

Baudenkmälern, Bodendenkmälern und archäologischen Fundplätzen und zum anderen aus 

physischen räumlichen Komponenten, wie Wälder, Flüsse, landschaftliche Morphologie, 

Landschaftsbild und dem Siedlungsgefüge herausgearbeitet worden. Diese Aspekte wurden 

überlagert, verdichtet und zu größeren charakteristischen Räumen zusammengefasst und 

mit Charakterisierungen versehen. Bei diesen Charakterisierungen wurden auch bewusst 

Begriffe aus dem Tourismusbereich herangezogen, da hiermit oft ein grobes Image für kleine 

Teilräume erfasst wird, die sich in den Gebrauch vieler Menschen wiederfinden. Die regiona-

len Kulturlandschaftsbereiche werden mit vier charakteristischen Typen (Acker-, Wald-, 
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Fluss-, Auen und Bruch- und Stadtlandschaften) gekennzeichnet. Bei der der Betrachtung 

dieses Netzes von Kulturlandschaftsbereichen in den vier Kulturlandschaften wird deutlich, 

dass es sich hierbei um sehr unterschiedliche Typen handelt. Während im Bergischen der 

enge Wechsel von Wald und Flusslandschaften dominiert, ist der Wechsel am Niederrhein 

mit seinen Ackerterrassen viel weitläufiger. Diese Unterschiede zwischen den vier Kultur-

landschaften anhand der verschiedenen Kulturlandschaftsbereichscharakteristika zu ver-

deutlichen, war wichtig für den Plangeber. Was machen Hügel, flache Landschaften, Flüsse, 

Wald, Siedlungen, Städte und landwirtschaftliche Bewirtschaftungsarten und besonders na-

turnahe Landschaftselemente für die Wahrnehmung der Kulturlandschaften aus? Es wurde 

versucht, eine Art täglicher Erlebnisraum in einer bildhaften Darstellung durch die Verdich-

tung dieser räumlichen Elemente vorzunehmen. Zusätzlich zu dem Kulturlandschaftlichen 

Inventar sind es auch korridorhafte oder linienhafte Strukturen, die prägend für die Kultur-

landschaft sind. Gerade durch diese Strukturen kommt es stärker zu einer Art Kulturland-

schaftsnetzwerk. Prägnante Kulturlandschaftsbereiche stoßen aneinander und überlagern 

sich. In manchen Bereichen verdichten sich einzelne Elemente bestimmter Prägung, so sehr, 

dass sie besonders auffällig sind. Diese sind in der Beikarte 2 C hervorgehoben.  

Das bedeutet, dass es nicht um einzelne kleinteilige Wertigkeiten geht, sondern die grobe 

Struktur des Raumes soll bei einer solchen Betrachtung ermittelt werden. Damit versucht der 

Plangeber stärker auf eine Wahrnehmungsorientierten Ansatz von Kulturlandschaft abzuzie-

len. Im Folgenden wird die planerische Genese der netzwerkartigen Kulturlandschaftsberei-

che dargestellt: Zunächst wurde eine Reliefkarte des Planungsraumes als Grundlage heran-

gezogen. Insbesondere im Bergischen Land, aber auch am durch ebene Landschaften und 

weitreichende Blickbeziehungen geprägten Niederrhein stellt das Relief das zentrale land-

schaftsprägende Element dar, welches alle überlagernden Flächennutzungen bedingt. Im 

Weiteren wurden zusätzliche geomorphologische Aspekte sowie Darstellungen zur Flächen-

nutzung ergänzt. Im Wesentlichen sind hier das Gewässernetz sowie entlang des Rheins die 

ebenso prägenden Auenlandschaften, größere Waldbereiche, Landschaften mit überdurch-

schnittlichem ökologischen Wert und biotopvernetzender Funktion, Bereiche mit hoher Bo-

denfruchtbarkeit und somit einer starken landwirtschaftlichen Überprägung sowie die Sied-

lungsbereiche der Planungsregion zu nennen. Hinzu kommt die Wertigkeit des Landschafts-

bildes, die erst im Zuge des Planverfahrens mit eingearbeitet werden konnte (Landschafts-

bildbewertung des LANUV Mitte 2016). Diese Aspekte wurden zunächst überlagert (s. Abb. 

2.2.3a bis 2.2.3f). Anschließend wurden die kulturhistorischen baulichen und die landschaftli-

chen Elemente, die im Wesentlichen aus dem Fachbeitrag des LVR übernommen wurden, 

mit diesen Bereichen überlagert. (Abb. 2.2.3 g-i). Dabei wurden auch die historischen Orts-

kerne mit einbezogen. Die Kennzeichnung der historischen Ortskerne in der Beikarte erfolgte 

in zwei Schritten. Zunächst wurden alle Stadt- und Ortskerne, die im LEP-Fachbeitrag zu 

Kulturlandschaft aufgeführt sind, dargestellt. Darüber hinaus wurden einzelne im Fachbeitrag 

zum Regionalplan erwähnte historische Ortskerne mit aufgenommen. Zur weiteren Differen-

zierung wurden nur solche Ortskerne als landesbedeutsame gekennzeichnet, wenn sie zum 

einen im LEP-Fachbeitrag zur Kulturlandschaft aufgeführt sind, und zum anderen in der Ar-

beitsgemeinschaft Historische Stadt- und Ortskerne vereinigt sind. Das letzte Kriterium ba-

siert darauf, dass die Mitgliedschaft ein starkes Indiz für eine entsprechende Qualität ist.  

Die darauffolgende Abbildung zeigt das Ergebnis des Netzes der Kulturlandschaftsbereiche 

(Abb. 2.2.3i). Damit sind der überwiegende Teil der Flächen, die der LVR-Fachbeitrag dar-

gestellt hat, auch als Kulturlandschaftsbereich in der Beikarte 2B dargestellt.  
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Abb. 2.2.3a: Fließgewässer als landschaftsprägendes Element im Planungsraum  

 

Abb. 2.2.3b: Zusätzliche Berücksichtigung prägender Waldbereiche  
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Abb. 2.2.3c: Zusätzliche Berücksichtigung ökologisch wertvoller Landschaften  

 

Abb. 2.2.3d: Zusätzliche Berücksichtigung intensiver landwirtschaftl. Überprägung  
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Abb. 2.2.3e: Zusätzliche Berücksichtigung der Siedlungsstruktur 

 

Abb. 2.2.3f: Einbeziehung der Landschaftsbildbewertung  
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Abb. 2.2.3g: Kulturlandschaftsbereiche aus dem Fachbeitrag des LVR  

Abb. 2.2.3.h: Überlagerung mit den einzelnen Kulturlandschaftselementen aus den 

Kulturlandschaftsbereichen des LVR  
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Abb. 2.2.3i: Ergebnis der Überlagerung in ein Netz von Kulturlandschaftsbereichen   

Die Leitbilder, die in den Erläuterungen zu den Teilräumen formuliert sind, waren als Diskus-

sionsgrundlage im Erarbeitungsverfahren angelegt. Entwickelt sind die Leitbilder auf der 

Grundlage verschiedener Informationen. Zum einen waren Ziele des Fachbeitrages des LVR 

und des Fachbeitrages des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV 

NRW 2013a) maßgeblich. Zusätzlich herangezogen wurden Materialien aus den Kreisen und 

Gemeinden, die im Zuge des informellen Verfahrens erarbeitet wurde. Hier sind insbesonde-

re die Positionspapiere der Bergischen Städte und der Entwicklungsplan Kulturlandschaft 

des Rhein-Kreis Neuss zu benennen. Im Beteiligungsverfahren wurden sehr viele kleinteilige 

Anregungen gegeben, die häufig Berücksichtigung fanden. Allein im Rhein-Kreis Neuss hat 

in einem gemeinsamen Gespräch organisiert von dem Rhein-Kreis, der Region Köln-Bonn 

e.V. und der Bezirksregierung Düsseldorf, ein Austausch über die Ebenen und Projekte der 

Kulturlandschaft stattgefunden. Ein wichtiges Ergebnis war, dass die zunächst identifizierten 

Kulturlandschaften zu wenig mit einander vernetzt waren. Kulturlandschaftliche Projekte ge-

winnen vor allem an Bedeutung, wenn sie eingewoben sind in ein Netzwerk, in dem auch 

andere Projekte sind. Deshalb sind in einem neuen Ansatz die Bereiche stärker miteinander 

vernetzt werden. Ein zweiter wichtiger Aspekt war die Bedeutung des „Alten Rheins“ der bis-

her zu wenig hervorgehoben wurde. Insgesamt wurde der Ansatz aus dem ersten Entwurf 

damit deutlich überarbeitet und nimmt viele Anregungen von den unterschiedlichsten Akteu-

ren auf. 
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2.3 Klima und Klimawandel 

2.3.1 Klimaschutz und Klimaanpassung 

Da der Klimawandel sich im Rahmen der weltweiten Klimaschutzbemühungen zwar begren-

zen, aber nicht mehr ganz vermeiden lässt, muss man sich auch dem Thema der Anpassung 

an den Klimawandel bzw. an die Folgen der Erhöhung der Treibhausgaskonzentration in der 

Atmosphäre stellen. Relevant im Hinblick auf die Anpassung an die Auswirkungen des Kli-

mawandels (z.B. Hitzeereignisse oder Veränderungen von Niederschlagsmustern) sind da-

bei z.B. Lage, Versiegelungsgrad und Bebauungsart bzgl. Siedlungen, Hochwasserschutz-

einrichtungen oder die Schaffung und der Erhalt von Frischluftschneisen und Kaltluftentste-

hungsgebieten. Im Einzelfall kann es z.B. sein, dass man an einem Standort auf eine Innen-

verdichtung verzichtet, um eine Frischluftschneise bzw. ein Kaltluftentstehungsgebiet im Sin-

ne des Schutzes vor zunehmender Sommerhitze zu erhalten. Klimaanpassung wird dabei 

aber in der Regel zweckmäßiger Weise nur ein – ggf. sehr wichtiger – Aspekt bei entspre-

chenden Planungsentscheidungen sein, dem ggf. auch andere Aspekte in der Abwägung 

vorgehen können. Daher ist für eine allgemeine Vorgabe ein regionalplanerischer Grundsatz 

ausreichend, der die Klimaanpassung unterstützt. Weitergehende zielförmige Vorgaben der 

Regionalplanung zu Einzelaspekten (z.B. Hochwasserschutz), die stark auch durch die nöti-

ge Anpassung an den Klimawandel begründet sind (aber zugleich auch anderen Belangen 

dienen können, z.B. dem Tourismus bei der Walderhaltung), bleiben aber unberührt, denn 

hier hat dann die erforderliche Abwägung bereits auf der Ebene der Regionalplanung statt-

gefunden. 

Auch bezüglich des Klimaschutzes – im Sinne von Beiträgen zur Begrenzung des Anstiegs 

der Treibhausgaskonzentrationen in der Atmosphäre, wie z.B. eine flächensparende Sied-

lungsentwicklung, der Ausbau regenerativer Energien oder die Schaffung und der Erhalt na-

türlicher Senken für klimaschädliche Stoffe – ist ein Grundsatz der hier gewählten Art 

zweckmäßiger als ein allgemeines Ziel. Denn dem Klimaschutz als ein Belang von vielen soll 

in der Abwägung nicht in jedem Fall Vorrang vor anderen privaten oder öffentlichen Belan-

gen gegeben werden. Hier muss im Einzelfall je nach Thema geprüft werden, ob der Klima-

schutz oder ggf. dem entgegenstehende Belange vorgehen. Weitergehende zielförmige Vor-

gaben der Regionalplanung zu Einzelaspekten (z.B. zu regenerativen Energien), die stark 

auch durch die nötige Anpassung an den Klimawandel begründet sind (aber auch anderen 

Belangen dienen können, z.B. der regionalen Wertschöpfung), bleiben aber unberührt, denn 

hier hat dann die erforderliche Abwägung bereits auf der Ebene der Regionalplanung statt-

gefunden. 

Zu raumordnerischen Vorgaben des Bundes und des Landes 

Der Grundsatz steht mit den Vorgaben des Raumordnungsgesetzes im Einklang und unter-

stützt dabei den sehr ähnlichen § 2 Abs. 2 S. 1 Nr. 6 S. 7 ROG: „Den räumlichen Erforder-

nissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, sowohl durch Maßnahmen, die dem Kli-

mawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel 

dienen.“ Die Aufnahme eines ähnlichen Grundsatzes in den Regionalplan ist dabei auch er-

forderlich um deutlich zu machen, dass der § 2 Abs. 2 S. 1 Nr. 6 S. 7 ROG nicht abschlie-

ßend durch die anderen textlichen und graphischen Darstellungen des Regionalplans umge-

setzt wird. Denn auch z.B. die Bauleitplanung und Landschaftsplanung sollen sich mit die-

sem Belang abwägend auseinandersetzen. 
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Die geplante Vorgabe trägt – zusammen mit den anderen klimarelevanten Vorgaben des 

Regionalplans - auch § 12 Abs. 3 LPlG Rechnung, wonach in den Raumordnungsplänen die 

räumlichen Erfordernisse des Klimaschutzes und der Anpassung an den Klimawandel als 

Ziele und Grundsätze der Raumordnung festzulegen sind. 

Die Vorgabe ist aus dem LEP NRW, insb. aus den Kapiteln 4-1 und 4-2, entwickelt. Die ge-

plante Vorgabe stellt dabei eine Ergänzung der LEP-Grundsätze dar und macht deutlich, 

dass diese Themen nicht bereits abschließend mit dem Regionalplan  abgearbeitet sind (z.B. 

über die Windenergiebereiche oder Überschwemmungsbereiche), sondern, dass auch in 

nachfolgenden Verfahren diese Aspekte in die Abwägung einbezogen werden müssen. 

2.3.2 Klimaökologische Ausgleichsräume 

Das bisherige Ziel „Klimaökologische Räume“ im Kap. 2.7 des GEP99 wird in der bisherigen 

Form gestrichen. Die Inhalte werden stattdessen weitgehend unverändert in einen Grundsatz 

überführt. Hintergrund dafür ist, dass die entsprechenden Belange sinnvollerweise einzelfall-

bezogen mit ggf. konkurrierenden Interessen abgewogen werden sollen. Dafür sind Grunds-

ätze das geeignete Instrument. Die Vorgabenintention ist jedoch auch weiterhin sinnvoll, um 

die klimaökologischen Belastungsgebiete im Planungsraum zu schützen.  

Nähere Angaben zu den Zusammenhängen können dabei den Erläuterungen zum Grund-

satz entnommen werden. Hinzuweisen ist darauf, dass die Thematik von klimaökologischen 

Ausgleichsräumen auch eine Rolle spielt bei anderen Festlegungen des Regionalplans, wie 

z. B, den Regionalen Grünzügen (insb. bei Luv-Lagen der Wirkungsräume) oder im Einzelfall 

den Siedlungsbereichsdarstellungen. Daher wird an dieser Stelle ergänzend auch auf diese 

Vorgaben verwiesen. 

Für den Erhalt klimaökologischer Ausgleichsräume spielt insbesondere die Landschafts- und 

Bauleitplanung eine entscheidende Rolle. An sie richtet sich daher auch der entsprechende 

Grundsatz in erster Linie. Die entsprechende Thematik soll dort einzelfallbezogen auf nach-

folgenden Verfahrensstufen unter Berücksichtigung der kleinräumigen Verhältnisse (z.B. 

Kommunengrenzen überschreitende Frischluftbahnen) abgearbeitet werden. Besonders re-

levant wird die Thematik dabei mit Luftreinhalteplänen sein. 

Anzumerken ist ergänzend, dass auf eine Beikarte Klima mit räumlichen Abbildungen - wie 

noch beim GEP99 als Erläuterungskarte vorhanden - verzichtet wird, da die genaue Lage 

und aktuelle Bedeutung der entsprechenden sensiblen Räume sich in der Regel nur auf ei-

ner sehr kleinteiligen Ebene unterhalb der Region in einer für die Grundsatzumsetzung hin-

reichend genauen Detaillierung ermitteln lässt. Die Lage kann sich zudem z.B. durch zwi-

schenzeitliche Nutzungsänderungen auch laufend ändern. 

Zu raumordnerischen Vorgaben des Bundes und des Landes 

Der geplante Grundsatz korrespondiert und ist vereinbar mit § 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG, 

wonach der Raum in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit der Böden, des Wasser-

haushalts, der Tier- und Pflanzenwelt sowie des Klimas einschließlich der jeweiligen Wech-

selwirkungen zu entwickeln, zu sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemessen, 

wiederherzustellen ist.  

Die geplanten Vorgaben tragen – zusammen mit den anderen klimarelevanten Vorgaben des 

Regionalplans – auch § 12 Abs. 3 LPlG Rechnung, wonach in den Raumordnungsplänen 
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„die räumlichen Erfordernisse des Klimaschutzes und der Anpassung an den Klimawandel 

als Ziele und Grundsätze der Raumordnung festzulegen“ sind. 

Die Vorgaben sind zudem mit den Vorgaben des LEP NRW, insb.  den Grundsätzen in den 

Kapiteln 4-1 „Klimaschutz“ und  4-2 „Anpassung an den Klimawandel (Klimaanpassung)“, 

vereinbar. Die geplanten Vorgaben im Regionalplan stellen dabei eine Konkretisierung des 

Grundsatzes 4-2 des LEP NRW dar.  
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3. TEXTLICHE DARSTELLUNGEN: SIEDLUNGSSTRUKTUR 

3.1 Festlegungen für den gesamten Siedlungsraum 

3.1.1 Siedlungsbereiche entwickeln, Freiraum schützen 

Zu Z1  

Die neuen Vorgaben im Kapitel 3.1.1 ersetzen das bisherige Ziel 1 des Kapitels 1.1 des 

GEP99.  

Z 1 greift hierbei die Regelung aus Ziel 1.1 und Ziel 1.2 des GEP99 zur Siedlungsentwick-

lung innerhalb der Siedlungsbereiche auf. Die beiden Ziele des GEP99 wurden im RPD zu-

sammengefasst, um das Verhältnis der vorrangigen Siedlungsentwicklung innerhalb der 

Siedlungsbereiche und der Eigenbedarfsentwicklung außerhalb zu verdeutlichen. Der Text 

wurde geändert, um den rechtlichen Anforderungen an ein Ziel der Raumordnung gerecht zu 

werden. Die Ziele 1.3 - 1.4 des GEP99 wurden an dieser Stelle nicht weiter aufgeführt, weil 

sich das Ziel 1.3 auch schon aus den Vorgaben des LEP NRW ergibt und das Ziel 1.4 später 

im Freiraumkapitel inhaltlich behandelt wird.  

Ziel 1 soll bewirken, dass die Siedlungsentwicklung konzentriert wird. Durch die Konzentrati-

on der Siedlungsentwicklung innerhalb der Siedlungsbereiche soll eine verkehrsvermeidende 

und flächensparende Zuordnung von Wohnungen und Arbeitsplätzen und anderen räumli-

chen Funktionen entstehen. Die Allgemeinen Siedlungsbereiche sind dort verortet, wo ein 

räumlich gebündeltes Angebot an öffentlichen und privaten Dienstleistungs- und Versor-

gungseinrichtungen besteht. Die Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen schlie-

ßen in der Regel an bestehenden Siedlungsnutzungen an und bieten Raum für emittierende 

Betriebe.  

Die Konzentration der Siedlungsentwicklung in diesen Bereichen (ASB und GIB) trägt dazu 

bei, Zersiedlung zu verhindern, Wege zur Versorgung und zur Arbeit möglichst kurz zu hal-

ten und eine langfristig finanziell tragfähige Infrastrukturausstattung vorzuhalten, damit lang-

fristig die Daseinsvorsorge gesichert wird. Diese Zielsetzung ist vor allem vor dem Hinter-

grund des demographischen Wandels wichtig.  

Zu raumordnerischen Vorgaben des Bundes und des Landes 

Das ROG hat dies direkt zu Beginn im § 2 bei den ersten drei Grundsätzen der Raumord-

nung verdeutlicht. Diese Grundsätze sind im Sinne der Leitvorstellung einer nachhaltigen 

Raumentwicklung nach § 1 Abs. 2 anzuwenden und durch Festlegungen in Raumordnungs-

plänen zu konkretisieren: „In seinen Teilräumen sind ausgeglichene soziale, infrastrukturelle, 

wirtschaftliche, ökologische und kulturelle Verhältnisse anzustreben. Dabei ist die nachhalti-

ge Daseinsvorsorge zu sichern, (…). Demographischen, wirtschaftlichen, sozialen sowie 

anderen strukturverändernden Herausforderungen ist Rechnung zu tragen, auch im Hinblick 

auf den Rückgang und den Zuwachs von Bevölkerung und Arbeitsplätzen (…). Die Sied-

lungstätigkeit ist räumlich zu konzentrieren, sie ist vorrangig auf vorhandene Siedlungen mit 

ausreichender Infrastruktur und auf Zentrale Orte auszurichten. (…) die Flächeninanspruch-

nahme im Freiraum ist zu begrenzen. (…) Die Versorgung mit Dienstleistungen und Infra-

strukturen der Daseinsvorsorge, insbesondere die Erreichbarkeit von Einrichtungen und An-

geboten der Grundversorgung für alle Bevölkerungsgruppen, ist zur Sicherung von Chan-

cengerechtigkeit in den Teilräumen in angemessener Weise zu gewährleisten; (…). Es sind 

die räumlichen Voraussetzungen für die Erhaltung der Innenstädte und örtlichen Zentren als 

http://beck-online.beck.de/Default.aspx?typ=reference&y=100&g=ROG&p=1&x=2
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zentrale Versorgungsbereiche zu schaffen.“ Der Gesetzgeber zielt hier auf die Auswirkungen 

des demographischen Wandels ab. Dieser Wandel, der in der hiesigen Region als Übergang 

zu einer kleineren, älteren und individualisierten Gesellschaft beschrieben werden kann, er-

zeugt veränderte Wohnstandortbedarfe. Während in der Planungsregion in den letzten 10 

Jahren ein zentraler Wohnversorgungsbestandteil die planerische Sicherung und Verteilung 

von Gebieten für das familienorientierte Wohnen war, wird es in Zukunft zunehmend rele-

vant, dem Wohnraumbedarf kleinerer Haushalte, zumeist mit älteren Bewohnern, Rechnung 

zu tragen. Gerade für älter werdende Haushalte ist die Nähe zu Infrastruktureinrichtungen 

wichtig. Eine heutige Konzentration der Siedlungsentwicklung trägt in Zukunft dazu bei, Inf-

rastrukturunterauslastung oder räumliche Fragmentierung der Siedlungsstruktur zu vermei-

den. Dies ist wichtig, weil Infrastruktureinrichtungen durch weniger Menschen finanziert wer-

den müssen, weite Wege Emissionen frei setzen und den Energieverbrauch erhöhen. Eine 

räumliche Zusammenführung und Konzentration von Wohnungen, Arbeitsstätten, Versor-

gungseinrichtungen und Freizeitaktivitäten trägt dazu bei, Flächenressourcen zu schonen 

und wirtschaftliche und soziale Beziehungen zu erleichtern. 

Darüber hinaus begründet sich die Unterscheidung in Allgemeine Siedlungsbereiche und 

nicht als Siedlungsraum dargestellten Ortsteilen in der Aufforderung im Landesentwicklungs-

plan, diese räumliche Unterscheidung vorzunehmen (Ziel 2-3 LEP NRW).  

Die Vorgaben sind zudem mit den Vorgaben des LEP NRW, insb. in Kapiteln 6.1 und 6.2, 

vereinbar. Insgesamt zielen die Grundsätze des LEP NRW unter 6.1 auf eine kompakte 

nachhaltige Siedlungsentwicklung ab. Diese Grundsätze sind hier in die planerischen Über-

legungen miteingestellt. Zudem ist laut LEP NRW, Grundsatz 6.2-1, „die Siedlungsentwick-

lung in den Gemeinden (…) auf solche Allgemeine Siedlungsbereiche auszurichten, die über 

ein räumlich gebündeltes Angebot an öffentlichen und privaten Dienstleistungs- und Versor-

gungseinrichtungen verfügen.“ Andere vorhandene Allgemeine Siedlungsbereiche können 

erweitert werden, wenn topographische Gegebenheiten oder andere vorrangige Raumfunkti-

onen einer Erweiterung der zentralörtlich bedeutsamen Siedlungsbereiche entgegenstehen. 

In Ziel 2-3 wird zudem geregelt, dass kleinere Ortsteile, die nicht über ein räumlich gebündel-

tes Angebot an öffentlichen und privaten Dienstleistungs- und Versorgungseinrichtungen 

verfügen,  auf eine Eigenentwicklung beschränkt bleiben sollen. Im Regionalplanentwurf sind 

alle Ortsteile, die nicht als Siedlungsraum dargestellt wurden, untersucht worden. Die Unter-

suchung umfasste eine Erhebung der öffentlichen und privaten Dienstleistungs- und Versor-

gungseinrichtungen zur Vorbereitung der Planunterlagen in 2013. Im Jahr 2015 ist eine 

Überprüfung und Aktualisierung erfolgt. Die Ortsteile, die nicht als Siedlungsbereiche darge-

stellt werden, entbehren alle ein gebündeltes Angebot an öffentlichen und privaten Dienst-

leistungs- und Versorgungseinrichtungen. Gleichzeitig fehlt innerhalb oder im Einzugsbereich 

dieser Ortsteile auch eine tragfähige Bevölkerungsgröße, um erforderliche Infrastrukturein-

richtungen aufzubauen oder langfristig sichern zu können. Um das Wohnen – auch vor dem 

Hintergrund des demographischen Wandels – in der Nähe von Infrastruktureinrichtungen zu 

ermöglichen, muss die Bautätigkeit auf Bereiche gelenkt werden, in denen Infrastruktur vor-

handen ist. Gleichzeitig wird mit ihrer weiteren Ausnutzung ihr Fortbestand gesichert. 

Die Bemessung der Eigenentwicklung ist auf die natürliche Bevölkerungsentwicklung abge-

stellt. Deshalb bedarf es in der Begründung für weitere Wohnbauflächen in den Eigenbe-

darfsortslagen einer differenzierten Darstellung, warum ein Neubaubedarf der ortsansässi-

gen Bevölkerung in Zukunft zu erwarten ist. Diese differenzierte Darstellung kann zum einen 

aus einer ortsteilscharfen Statistik abgeleitet werden oder wenn diese nicht vorhanden ist, 

ermöglichen Rückschlüsse von der kommunalen Bevölkerungsstruktur auf die Ortsteile Aus-
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sagen zum Eigenbedarf in den nicht als Siedlungsraum dargestellten Ortsteilen. Der Neu-

baubedarf kann sich bspw. auch aus einem steigenden Wohnflächenkonsum und sich ver-

kleinernden Haushalten ergeben. Die städtebauliche Entwicklung in den nicht als Siedlungs-

raum dargestellten Ortsteilen ist damit möglich, wird aber nur unter den Erfordernissen des 

Eigenbedarfes gesehen. Der damit verbundene hohe Regelungsgehalt für die kommunale 

Bauleitplanung ist vor allem mit der oben skizzierten demographischen Entwicklung begrün-

det. Der Druck auf die nicht als Siedlungsraum dargestellten Ortsteilen ist nachfrageseitig vor 

allem aufgrund seiner günstigen Grundstückspreise weiterhin vorhanden. Hierdurch entste-

hen aber Kosten, die dann später von der Allgemeinheit zu tragen sind (Infrastrukturausbau, 

Umweltkosten). Der Zuzug, der vielen Gemeinden in Zukunft verbleibt, soll deshalb auf die 

dargestellten Siedlungsbereiche konzentriert werden. Würde man diese Regelung nicht tref-

fen, würde die wenige Siedlungsentwicklung, die überhaupt noch stattfindet, zu einem gro-

ßen Teil in den nicht dargestellten Ortslagen passieren und dies würde eine nachhaltige res-

sourcenschonende Entwicklung verhindern. Es würde eine zersiedelnde Siedlungstätigkeit 

hervorrufen, die weitere Infrastrukturmaßnahmen erfordere. Teile der Bevölkerung würden 

zum Einkaufen, Schulbesuch oder Arbeiten zusätzlich erhebliche Wege zurücklegen. Re-

gelmäßig würde hierdurch der Ausbau des öffentlichen Personennahverkehrs hervorgerufen. 

Aber auch beispielweise die mobile Alterspflege würde sich verteuern.  

Für bereits in den nicht als Siedlungsraum dargestellten Ortsteilen ansässige gewerbliche 

Betriebe können Bauflächen für eine Erweiterung oder Verlagerung geplant werden. Eine 

Neugründung soll in den dargestellten Siedlungsbereichen erfolgen, da dort eine ausrei-

chende Infrastruktur vorhanden ist (z.B. technische Infrastruktur, ÖPNV-Anbindung, Kinder-

gärten, Versorgungseinrichtungen) und ein größeres Arbeitskräftepotential besteht. Es be-

steht sonst die Gefahr, dass mittel- und langfristig expandierende Betriebe die Infrastruktur 

dieser kleinen Ortsteile überfordern und durch ein nicht ausreichendes Arbeitskräftepotential 

vor Ort zusätzliche Verkehre hervorgerufen werden. Bei einer vollständigen Umstrukturie-

rung eines Betriebsstandortes in einer Eigenbedarfsortslage ist zu prüfen, ob eine Verlage-

rung des Betriebes in den Siedlungsbereich wirtschaftlich zumutbar ist. 

Ziel 2 greift die Erläuterungen 8 des Ziels 2.1 auf. Hier wurde im GEP99 die Zielwirkung der 

Erläuterungskarte “Sondierungen für eine zukünftige Siedlungsentwicklung” dargestellt. Da 

es sich hierbei aber stärker um eine Regelung des Siedlungsbereiches handelt, ist im neuen 

Regionalplan ein Ziel im Kapitel „Siedlung“ hinzugefügt worden. In dem Kapitel 3.1.1 wird 

das Verhältnis von Freiraum und Siedlungsbereiche geregelt. Die Sondierungsbereiche lie-

gen alle im Freiraum, eignen sich aber für eine Siedlungsentwicklung. Die in der Beikarte 3A 

dargestellten Sondierungsbereiche für Allgemeine Siedlungsbereiche (ASB) bzw. für Berei-

che für gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB) sind für eine entsprechende regional-

planerische Bereichsdarstellung für einen etwaigen zukünftigen Bedarf gesichert. Dies ist 

aus strategischen Gründen wichtig, da trotz komplexer Bedarfsberechnung der langfristig 

bestehende – also über 20 Jahren hinausgehende – Bedarf nicht mit hoher Sicherheit kalku-

liert werden kann. Der Nutzungsdruck auf den Raum ist in der Region Düsseldorf sehr hoch 

und es ist wichtig, dass auch sehr langfristig Möglichkeiten der Siedlungsentwicklung im An-

schluss an den bestehenden Siedlungsraum erhalten bleiben. Sondierungsbereiche halten 

eine solche Entwicklungsmöglichkeit offen. Ob diese Sondierungsbereiche erst in der nächs-

ten Gesamtfortschreibung des Regionalplanes zum Tragen kommen oder ob ein bisher nicht 

absehbarer Bedarf im Laufe des Planungszeitraumes eine regionalplanerische Inanspruch-

nahme erforderlich macht, kann derzeit nicht bestimmt werden (siehe hierzu auch 

Kap.7.1.1.6 für ASB). Deshalb ist es wichtig dieser Unsicherheit mit einer planerischen Dar-
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stellung zu begegnen, die Entwicklungsoptionen für gute Standorte für die weitere Zukunft 

offenhält. Außerdem bieten sich diese Sondierungsbereiche – von ihrer Standorteignung her 

– an, als mögliche Tauschflächen entsprechend LEP NRW, Ziel 6.1-1, zu fungieren, wenn 

bestehende ASB-Potentiale aus bisher nicht ersichtlichen Gründen nicht in Anspruch ge-

nommen werden können und wieder als Freiraum dargestellt werden.  

Im Kreis Kleve sind die Bereiche des Gewerbeflächenpools als Sondierungsbereiche gesi-

chert, die aktuell nicht mehr als GIB dargestellt sind. Hiermit soll die Möglichkeit ihrer erneu-

ten Darstellung im Regionalplan für den Fall der Rückabwicklung des Gewerbeflächenpools 

gewährleistet bleiben. Die einzelnen Flächen sind im Folgenden dargestellt. Sie schließen 

alle an Siedlungsbereichen an und entsprechen in der Regel den standörtlichen Kriterien für 

die Siedlungsbereichsdarstellungen für ASB und GIB wie sie unter 7.1.1 und 7.1.4 dargestellt 

sind. Die Bereichsauswahl ergibt sich zudem in den meisten Fällen aus der Übernahme be-

stehender Sondierungsbereiche aus dem GEP99. In wenigen Fällen sind es auch Flächen, 

die zwar standörtlich für eine Entwicklung geeignet sind, die aber nicht mehr im Bedarfsrah-

men liegen und von der Kommune aber als wichtige Entwicklungsoption eingestuft werden.  

Die Flächen sind als Sondierungen für ASB und Sondierungen für GIB dargestellt. Die übri-

gen Darstellungen in den Karten entsprechen ausschnitthaft den Siedlungsbereichs- und 

Freiraumdarstellungen des RPD-Entwurfes Stand März 2016. Hiermit kann die Verortung der 

Flächen sichergestellt werden.  

Die Legende gilt für die Abbildung 3.1.1.1a-l. Als Hintergrundrundkarte sind die flächende-

ckenden Darstellungen des Regionalplanes hinterlegt. 

 

 

Abb. 3.1.1.1a: Sondierungen für Siedlungsentwicklung in der Kommune Emmerich am 

Rhein 
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Abb. 3.1.1.1b: Sondierungen für Siedlungsentwicklung in den Kommunen Kranenburg, 

Kleve, Goch und Weeze  
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Abb. 3.1.1.1c: Sondierungen für Siedlungsentwicklung in den Kommunen Rees, Kalkar 

und Uedem  
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Abb. 3.1.1.1d: Sondierungen für Siedlungsentwicklung in den Kommunen Kevelaer, 

Geldern, Straelen und Kerken (westl. Teil)  
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6.3 umzusetzen, da durch die zweckgebundenen Standorte ein bedarfsgerechtes Angebot 

an Flächen für die Wirtschaft gesichert werden kann.  

Die GIB mit unterschiedlichen Zweckbindungen (insbesondere flächenintensive Vorhaben 

und Industrie sowie und Güterumschlag) dienen der Sicherung von Standorten für stark emit-

tierende Betriebe und setzen damit Kapitel 6.3-1 des LEP NRW um. Für die zweckgebunde-

nen Standorte wird zudem ein besonderer Umgebungsschutz vorgesehen und damit 6.3.2. 

Grundsatz Umgebungsschutz des LEP NRW umgesetzt, in dem es heißt, dass Regional- 

und Bauleitplanung dafür Sorge tragen sollen, dass durch das Heranrücken anderer Nutzun-

gen die Entwicklungsmöglichkeiten für emittierende Betriebe innerhalb bestehender GIB 

nicht beeinträchtigt werden.  

Die vorliegenden Regelungen setzen auch Grundsatz 6.3.4 (LEP NRW) um, in dem gefor-

dert wird, dass bevor ein neuer GIB im Freiraum entwickelt wird oder ein bestehende GIB 

umgesetzt wird, eine interkommunale Zusammenarbeit angestrebt werden solle. Es werden 

bereits einige Standorte konkret benannt, die interkommunal entwickelt werden sollen. Auch 

der Grundsatz 6.3-5 wird umgesetzt, denn multimodale Schnittstellen sollen von der Regio-

nalplanung vorrangig für eine bedarfsgerechte Festlegung von Flächen für Güterumschlag 

und Logistik genutzt werden. Die geeigneten Standorte in der Planungsregion Düsseldorf 

werden als GIBZ für Hafennutzungen und hafenaffines Gewerbe oder GIBZ für flächeninten-

sive Ansiedlungen und Industrie gesichert und so vor konkurrierenden Nutzungen geschützt. 

Für die multimodalen Standorte mit Hafenanschluss wird der Rahmen sogar enger gezogen 

als im LEP NRW, Kap. 6.3-5, wo allgemein „Logistik“ genannt wird. In den GIBZ des Regio-

nalplanes dürfen nur solche Nutzungen angesiedelt werden, die einen funktionalen Zusam-

menhang mit dem Umschlag oder dem Betrieb eines Hafens aufweisen. 

3.3.3 Virtueller Gewerbeflächenpool für das Gebiet des Kreises Kleve 

Die Vorgaben ersetzen das Ziel 4 des Kapitels 1.3 des GEP99. Die Zielsetzungen für den 

Gewerbeflächenpool Kreis Kleve wurden überarbeitet, da Ende 2015 zum Auslaufen der 

Modellphase im Herbst 2016, ein Evaluierungsbericht erstellt wurde, der dem  Regionalrat in 

seiner Sitzung des Planungsausschusses am 10.03.2016 vorgelegt wurde. Die wesentlichen 

Ergebnisse der Evaluation werden in Kap. 3.3.3.1 als Auszug aus dieser Sitzungsvorlage 

ausgeführt. Es werden einige Änderungen im textlichen Ziel und in den Erläuterungen von 

Kap. 3.3.3 als erforderlich angesehen. Zu ihrer Umsetzung wurde ein ergänzender landes-

planerischer Vertrag (Änderungsvertrag) abgeschlossen zwischen Kreis, Kommunen und 

Bezirksregierung. Der Vertrag vom 22.09.2010 ist Kap. 3.3.3.2 zu entnehmen und der Ände-

rungsvertrag vom 05.07.2017 ist in Kap. 3.3.3.3. aufgenommen worden.  

Folgende Änderungen wurden bei den textlichen Regelungen und den Erläuterungen aufge-

nommen: Die Planung für Angebotsflächen darf bereits zwei Jahr vor einem erkennbaren 

Flächenengpasse begonnen werden, da festgestellt wurde, dass die Planverfahren oft länger 

als ein Jahr dauern. Hier soll vermieden werden, dass ein Engpass entsteht. Es dürfen auch 

etwas größere Gewerbegebiete als Angebotsplanung vorgesehen werden (statt in der Grö-

ßenordnung einer einfachen jährlichen durchschnittlichen Gewerbeflächeninanspruchnahme, 

in der Größe einer dreifachen Inanspruchnahme). So soll es möglich werden, erforderliche 

Erschließungskosten zu senken, den Planungsaufwand zu reduzieren und den Kommunen 

mehr Spielraum zu geben für die Entwicklung städtebaulich sinnvoller Standorte. Die Vorga-

be im GEP99 hatte aufgrund der geringen Größe an Inanspruchnahmen für einige Städte 

und Gemeinden zur Folge, dass sie sehr kleinteilig planen müssen und sehr viele Planver-
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 der Gemeinde Kranenburg, vertreten durch Herrn Bürgermeister Günter Steins und 

Herrn Gemeindeamtsrat Andreas Hermsen (Bauamtsleiter), Klever Str. 4, 47559 

Kranenburg 

 der Stadt Rees, vertreten durch Herrn  Bürgermeister Christoph Gerwers, Markt 1, 

46459 Rees 

 der Gemeinde Rheurdt, vertreten durch Herrn Bürgermeister Klaus Kleinenkuhnen 

und Herrn Gemeindeverwaltungsrat Udo Hövelmans (Fachbereichsleiter FB 2), Rat-

hausstr. 35, 47509 Rheurdt 

 der Stadt Straelen, vertreten durch Herrn Bürgermeister Hans-Josef Linßen und Herrn 

Stadtoberbaurat Harald Purath (Dezernatsleiter Dez. II), Rathausstr. 1, 47538 Straelen 

 der Gemeinde Uedem, vertreten durch Herrn Bürgermeister Rainer Weber und Herrn 

Gemeindeamtsrat Gerd-Heinz Billion (1. Allg. Stellvertreter/Kämmerer), Mosterstr. 2, 

47589 Uedem 

 der Gemeinde Wachtendonk, vertreten durch Herrn Bürgermeister Hans-Josef Aen-

genendt und Herrn Gemeindeamtsrat Franz-Josef Delbeck (Fachbereitsleiter FB 3), 

Weinstr. 1, 47669 Wachtendonk 

 der Gemeinde Weeze, vertreten durch Herrn Bürgermeister Ulrich Francken und Herrn 

Gemeindeoberamtsrat Johannes Peters (Fachbereichsleiter FB2), Cyriakusplatz 13/14, 

47552 Weeze 
 
 
 

§ 1  

Vertragsänderungen 

Der öffentlich-rechtliche landesplanerische Vertrag vom 22.09.2010 wird wie folgt geändert: 

1.  Die Regelung in § 4 Abs. 5 lit. c) wird wie folgt ersetzt: 

„Weist die abbuchungsnachfragende Stadt oder Gemeinde nach, dass voraussicht-

lich innerhalb der folgenden zwei Jahre keine baureifen, aktivierbaren Flächenreser-

ven mehr bestehen werden (sog. „Kategorie 4-Flächen“ im Sinne von Anlage A zu 

diesem Vertrag) kommt eine Abbuchung auch ganz oder teilweise für eine Angebots-

planung ohne konkrete Nachfrage zum Zeitpunkt der Abbuchung in Betracht. Dabei 

darf die Größenordnung eines dreifachen durchschnittlichen jährlichen Gewerbeflä-

chenverbrauchs der betreffenden Stadt oder Gemeinde nach Maßgabe der Anlage C 

dieses Vertrages nicht überschritten werden. Weist die Stadt oder Gemeinde nach, 

dass ein geringfügiges Überschreiten dieser Größe aus städtebaulichen Gründen er-

forderlich ist und liegt der durchschnittliche jährliche Gewerbeflächenverbrauch der 

planenden Stadt oder Gemeinde im Vergleich zu den anderen Städten und Gemein-

den im Kreis Kleve niedrig, kann die Größenordnung geringfügig überschritten wer-

den.“ 

 2. In § 4 Abs. 5 werden nach lit. e) folgende Regelungen ergänzt: 
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„f.  Erfolgt eine Planung von Gewerbeflächen mit dem Ziel, eine bebaute oder bau-

lich geprägte Brachfläche gewerblich nachzunutzen, ist kein Nachweis nach § 4 

Abs. 5 b.) oder § 4 Abs. 5  c.)  und keine Abbuchung erforderlich.  

g. Erfolgt eine Planung von Gewerbeflächen mit dem Ziel, eine bestehende ge-

werbliche Baufläche oder ein bestehendes Gewerbegebiet umzuplanen, ist kein 

Nachweis nach  § 4 Abs. 5 b.) oder § 4 Abs. 5  c.) erforderlich. Dies gilt auch 

bei einer geringfügigen Erweiterung der gewerblichen Bauflächen. Für Erweite-

rungen ist eine Abbuchung erforderlich.“ 

 

3. In Anlage B – Ablauf des beschleunigten Verfahrens nach § 34 Landesplanungsge-

setz (LPlG) – wird die Regelung in Absatz 2 lit. e) wie folgt ersetzt:  

„Im Falle einer Angebotsplanung im Sinne von § 4 Abs. 5 c.) dieses Vertrages den 

Nachweis, dass die Stadt oder Gemeinde über die Abbuchungsfläche verfügen kann 

oder zumindest zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des beabsichtigten Bebauungsplans 

aller Voraussicht nach verfügen wird. Voraussetzung hierfür ist, dass voraussichtlich 

innerhalb der folgenden zwei Jahre keine baureifen, aktivierbaren Flächenreserven 

mehr zur Verfügung stehen werden (sog. „Kategorie 4-Flächen“ im Sinne von Anlage 

A zu diesem Vertrag).“   
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§ 2  

Aufschiebende Bedingungen 

Das Wirksamwerden dieses Änderungsvertrages steht unter der aufschiebenden Bedingung,  

 dass der Regionalplan Düsseldorf unter inhaltlich unveränderter Übernahme von Kapitel 

3.3.3 Z1 in Fassung gemäß Anlage 1 zu diesem Vertrag wirksam wird. 

 

§ 3  

Fortgeltung der Bestimmungen des öffentlich-rechtlichen landesplanerischen Vertra-

ges vom 22.09.2010 

(1) Bis zum Wirksamwerden dieses Änderungsvertrages durch Eintritt der in § 2 dieses 

Änderungsvertrages genannten aufschiebenden Bedingungen gelten alle Bestim-

mungen des öffentlich-rechtlichen landesplanerischen Vertrages vom 22.09.2010 un-

verändert fort. 

(2) Mit Wirksamwerden dieses Änderungsvertrages gelten die Regelungen des öffent-

lich-rechtlichen landesplanerischen Vertrages in der Fassung vom  22.09.2010 un-

verändert fort, soweit in diesem Änderungsvertrag nichts Abweichendes bestimmt 

wird. 

(3) Soweit dieser Änderungsvertrag aufgrund der Nichterfüllung einer der in § 2 genann-

ten aufschiebenden Bedingungen nicht wirksam werden sollte, gelten alle Bestim-

mungen des öffentlich-rechtlichen landesplanerischen Vertrages vom 22.09.2010 un-

verändert fort. 

 

§ 4  

Salvatorische Klausel 

Sollte eine Bestimmung dieses Änderungsvertrages unwirksam sein oder werden, nichtig 

sein oder nichtig werden, lückenhaft sein oder werden, so wird die Wirksamkeit der übrigen 

Bestimmungen davon nicht berührt. Anstelle der unwirksamen/nichtigen/lückenhaften Be-

stimmung werden die Vertragsparteien eine solche Bestimmung treffen, die dem mit der un-

wirksamen/nichtigen/lückenhaften Bestimmung beabsichtigten Zweck am nächsten kommt. 

Dies gilt auch für die Ausfüllung eventueller Vertragslücken.  

 

3.3.3.3 Landesplanerischer Vertrag vom 22.09.2010 zum Gewerbeflächenpool 
(Auszug) 
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Öffentlich-rechtlicher landesplanerischer Vertrag zur Entwicklung und Realisierung 

des „Virtuellen Gewerbeflächenpools“ als Modell einer regionalplanerischen Mengen-

steuerung der Siedlungsflächenentwicklung im Kreis Kleve 

 

Präambel 

Die nachfolgenden Beteiligten treffen im Sinne von § 13 ROG und §§ 54 VwVfG folgende 

Vereinbarung im Hinblick auf die Entwicklung und Realisierung des „Virtuellen Gewerbeflä-

chenpools“ in der Teilregion des Kreises Kleve als Modell einer regionalplanerischen Men-

gensteuerung der Siedlungsflächenentwicklung: 

Vertrag unterzeichnet am 22.09.2010 zwischen 

 dem Land NRW, vertreten durch die Regierungspräsidentin Düsseldorf, Frau Anne 

Lütkes, Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf 

 dem Kreis Kleve, vertreten durch Herrn Landrat Wolfgang Spreen und dem leitenden 

Kreisverwaltungsdirektor Wilfried Suerick, Nassauer Allee 15 – 23, 47533 Kleve 

 der Gemeinde Bedburg-Hau, vertreten durch Herrn Bürgermeister Peter Driessen und 

Herrn Gemeindeamtsrat Dieter Henseler (2. Allg. Vertreter), Rathausplatz 1, 47551 

Bedburg-Hau 

 der Stadt Emmerich am Rhein, vertreten durch Herrn Bürgermeister Johannes Diks 

und Herrn Dipl. Ing. Jochen Kemkes (Fachbereichsleiter FB5), Geistmarkt 1, 46446 

Emmerich am Rhein 

 der Stadt Geldern, vertreten durch Herrn Bürgermeister Ulrich Janssen und Frau Ute 

Stehlmann (Wirtschaftsförderin), Issumer Tor 36, 47608 Geldern 

 der Stadt Goch, vertreten durch Herrn Bürgermeister Karl Heinz Otto und Herrn Stadt-

baurat Klaus Krantz (allg. Vertreter / Fachbereitsleiter FB II), Markt 2, 47574 Goch 

 der Gemeinde Issum, vertreten durch Herrn Bürgermeister Gerhard Kawaters und 

Herrn Dipl.-Ing. Jürgen Happe (Fachbereichsleiter FB 2), Herrlichkeit 7-9, 47661 Issum 

 der Stadt Kalkar, vertreten durch Herrn Bürgermeister Gerhard Fonck und Herrn 

Stadtoberbaurat Frank Sundermann (Fachbereichsleiter FB 2), Markt 20, 47546 Kalkar 

 der Gemeinde Kerken, vertreten durch Herrn Bürgermeister Dirk Möcking und Herrn 

Dipl.-Ing. Detlev Grimm (Fachbereichsleiter FB Technik, Bauen, Planen), Dionysius-

platz 4, 47647 Kerken 

 der Stadt Kevelaer, vertreten durch Herrn Bürgermeister Dr. Axel Stibi und Herrn 

Stadtverwaltungsoberrat Ludger Holla (Fachbereichsleiter FB 2), Peter-Plümpe-Platz 

12, 47623 Kevelaer 

 der Stadt Kleve, vertreten durch Herrn Bürgermeister Theodor Brauer und Herrn Jür-

ger Rauer (Technischer Beigeordneter), Kavarinerstr. 20 -22, 47533 Kleve 

 der Gemeinde Kranenburg, vertreten durch Herrn Bürgermeister Günter Steins und 

Herrn Gemeindeoberamstrat Norbert Jansen (Hauptamtsleiter), Klever Str. 4, 47559 

Kranenburg 

 der Stadt Rees, vertreten durch Herrn  Bürgermeister Christoph Gerwers und Herrn 

Andreas Mai (Erster Beigeordneter), Markt 1, 46459 Rees 
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 der Gemeinde Rheurdt, vertreten durch Herrn Bürgermeister Klaus Kleinenkuhnen 

und Herrn Gemeindeverwaltungsrat Theo Bartz (Fachbereichsleiter FB 2), Rathausstr. 

35, 47509 Rheurdt 

 der Stadt Straelen, vertreten durch Herrn Bürgermeister Jörg Langemeyer und Herrn 

Stadtoberbaurat Harald Purath (Dezernatsleiter Dez. IV), Rathausstr. 1, 47538 Strae-

len 

 der Gemeinde Uedem, vertreten durch Herrn Bürgermeister Rainer Weber und Herrn 

Gemeindeverwaltungsrat Gerd-Heinz Billion (1. Allg. Stellvertreter/Kämmerer), Mos-

terstr. 2, 47589 Uedem 

 der Gemeinde Wachtendonk, vertreten durch Herrn Bürgermeister Udo Rosenkranz 

und Herrn Dipl.-Ing. Arne Scheiders (Fachbereitsleiter FB 3), Weinstr. 1, 47669 Wach-

tendonk 

 der Gemeinde Weeze, vertreten durch Herrn Bürgermeister Ulrich Francken und Herrn 

Gemeindeoberamtsrat Johannes Peters (Fachbereichsleiter FB2), Cyriakusplatz 13/14, 

47552 Weeze 

 

§ 1 Vertragsziele 

(1) Die Vertragspartner streben eine interkommunal abgestimmte Mengensteuerung der 

Gewerbeflächenentwicklung im Kreis Kleve an („Virtueller Gewerbeflächenpool“), um im 

gemeinsamen Interesse der wirtschaftlichen Entwicklung der Region innerhalb des regi-

onal verfügbaren Mengengerüsts räumlich und zeitlich flexibler auf Nachfragen nach 

Gewerbeflächen reagieren zu können. 

(2) Ein Flächenkonto als Instrument des Gewerbeflächenpools dient der Weiterentwicklung 

und Abrundung von Stadtteilen bzw. bestehenden Gewerbegebieten, um dem erforderli-

chen Freiraumschutz Rechnung zu tragen. Über die effiziente Nutzung nachfragegerech-

ter Standorte soll das Flächenkonto zu einer nachhaltigen Reduzierung der Inan-

spruchnahme neuer, freier Flächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke beitragen. 

(3) Zur Vermeidung aufwändiger und kontroverser Bewertungen wird bei Bildung des Ge-

werbeflächenpools und Einbuchung in das Flächenkonto auf die Berücksichtigung von 

Flächen verzichtet, für die bereits Erlöserwartungen existieren, weil sie sich in kommuna-

lem Besitz befinden oder bereits Erschließungsaufwendungen getätigt worden sind.    

(4) Etwaige verbleibende zwischengemeindliche Vor- und Nachteile sehen die Vertrags-

partner über den kommunalen Finanzausgleich, die Kreisumlage sowie die Effekte der 

Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze auf die sozio-ökonomische Entwicklung des Kreis-

gebietes insgesamt als ausgeglichen an.  

 

 

§ 2 Vertragsgegenstand 

(1) Mit diesem landesplanerischen Vertrag werden die Voraussetzungen zur Änderung der 

gegenwärtigen regionalplanerischen Gewerbeflächendarstellung durch ein neues, vom 

Regionalrat Düsseldorf für das Gebiet der kommunalen Vertragspartner neu aufzustel-
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lendes textliches Ziel der Raumordnung (In Verbindung mit der Änderung der zeichneri-

schen Darstellung von Bereichen für gewerbliche und industrielle Nutzungen und im Ein-

zelfall Allgemeinen Siedlungsbereichen) geschaffen. Zugleich dient dieser Vertrag der 

Verwirklichung dieser Änderung des Regionalplans. 

(2) Gegenstand des textlichen Ziels soll ein Flächenkonto sein, das die Städte und Gemein-

den des Kreises Kleve in Anspruch nehmen können, um gewerbliche und industrielle 

Nutzungen bauleitplanerisch zu entwickeln und das verbindliche Vorgaben enthalten soll, 

wie bei Unterschreitung der in § 3 Abs. 6 dieses Vertrages genannten Menge eine Wie-

derauffüllung im erforderlichen Umfang erfolgt. Das Anpassungsverfahren nach § 34 

Landesplanungsgesetz (LPlG) wird auf die in Anlage B zu diesem Vertrag beschriebene 

Weise beschleunigt. Bei Abbuchungen aus diesem Flächenkonto bedarf es dann keiner 

weiteren regionalplanerischen Bedarfsprüfung.  

(3) Das Flächenkonto bildet einen virtuellen Mengenpool ab, dessen Gesamtgröße sich aus 

den von den vertragschließenden Städten und Gemeinden zum Startzeitpunkt (Datum 

der Vertragsunterzeichnung: 22.09.2010) eingebuchten Flächen bestimmt.  

(4) Zur sachlichen Bestimmbarkeit des in Absatz 2 genannten Ziels der Raumordnung ver-

ständigen sich die Vertragspartner darauf, dass das Flächenkonto zum Startzeitpunkt, 

dem (22.09.2010), eine Größe von ca. 194 ha besitzt. Diese Flächenmenge setzt sich 

aus den in Anlage A namentlich und geografisch exakt aufgeführten Flächen zusammen, 

die zum Startzeitpunkt eingebucht werden. Die in Anlage A aufgeführten Flächen werden 

im Regionalplan nicht mehr als Siedlungsbereiche, sondern als Freiraum zeichnerisch 

dargestellt. Gemäß Absatz 1 ist dafür ein entsprechendes Regionalplan-

änderungsverfahren erforderlich. 

(5) In der Übergangszeit zwischen dem Startzeitpunkt und dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 

der Regionalplanänderung bzw. des neuen textlichen Ziels der Raumordnung haben die 

Kommunen grundsätzlich die Möglichkeit, ihre bestehenden Flächen ggf. bauleitplane-

risch weiter zu entwickeln und zu vermarkten, auch wenn diese zum Startzeitpunkt ein-

gebucht wurden. Soweit dies erfolgt, ist das Flächenkonto zum Zeitpunkt des Inkrafttre-

tens der Regionalplanänderung zu aktualisieren. 

(6) Zur räumlichen Bestimmbarkeit des in Absatz 2 genannten Ziels der Raumordnung ver-

ständigen sich die Vertragspartner darauf, dass Räume, für die entgegenstehende Ziele 

der Raumordnung und fachgesetzliche Unterschutzstellungen im Sinne von Anlage D zu 

diesem Vertrag bestehen (sog. „Restriktionsraum“), für die Inanspruchnahme des be-

schleunigten Verfahrens gemäß Anlage B dieses Vertrages außer Betracht bleiben. Ge-

werblich-industrielle Nutzungen können in diesen Räumen nur im Rahmen des Regelver-

fahrens nach § 34 Landesplanungsgesetz (LPlG) bauleitplanerisch entwickelt werden. 

Die Abbuchung aus dem Flächenkonto wird durch das Monitoring im Sinne von § 5 die-

ses Vertrages sichergestellt. 

 

§ 3   Mitwirkungspflichten der Vertragsparteien 
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(1) Die regionalplanerische Zieländerung verlangt von den Vertragsparteien eine entspre-

chende Mitwirkung, um den gegenwärtigen regional- und bauleitplanerischen Zustand 

auf die angestrebte Rechtslage hin anzupassen. 

(2) Die vertragsunterzeichnenden Städte und Gemeinden erklären ihre Zustimmung, dass 

zeichnerisch im Regionalplan für den Regierungsbezirk Düsseldorf (GEP 99) dargestellte 

Bereiche, die für eine gewerbliche und/oder industrielle Nutzung vorgesehen sind und 

bisher nicht mit verbindlichem Baurecht versehen sind (sog. „Kategorie 1-“ und „Katego-

rie 2-Flächen“ nach Anlage A Abs. 1 Buchstaben a), b) zu diesem Vertrag) flächenmäßig 

in gleicher Größe zum Startzeitpunkt in den Flächenpool einzubuchen sind. Einbuchen 

meint in diesem Zusammenhang die konkrete Benennung der Flächen (Anlage A), sowie 

die in Folge der Aufstellung des neuen landesplanerischen Ziels erforderliche Planände-

rung mit dem Ziel der Bauflächenzurücknahme. Sie werden ihre Bauleitplanung damit der 

geänderten Rechtslage anpassen, wobei sich diese Verpflichtung bereits aus § 1 Abs. 4 

BauGB ergibt und insofern nicht erst mit diesem Vertrag begründet wird.  

(3) Die Regionalplanungsbehörde erklärt ihre Bereitschaft, dem Regionalrat ein Regional-

planänderungsverfahren mit dem Ziel der Beschlussfassung im Sinne von § 2 Abs. 2 die-

ses Vertrages vorzuschlagen. 

(4) Die vertragsunterzeichnenden Städte und Gemeinden erklären ihre Bereitschaft, das 

gemeinsame Flächenkonto durch die sukzessive Einbuchung geeigneter Flächen aufzu-

füllen, die sich insbesondere aus Anlage A Abs. 1 Buchstabe c) zu diesem Vertrag erge-

ben (sog. „Kategorie 3-Flächen“), falls für diese Flächen keine Nutzungsänderung beab-

sichtigt ist. Sie leiten dazu zügig die erforderlichen Bauleitplanverfahren ein, sobald die 

Plangewährleistungsfrist gemäß § 42 Abs. 2 BauGB abgelaufen ist.  

(5) Die vertragsunterzeichnende Regierungspräsidentin der Bezirksregierung Düsseldorf und 

der vertragsunterzeichnende Landrat des Kreises Kleve als staatliche Verwaltungsbe-

hörden erklären ihre Bereitschaft, alles verwaltungsverfahrensmäßig und organisatorisch 

Erforderliche zu unternehmen, um für eine zügige Abwicklung des beschleunigten Ver-

fahrens nach Anlage B zu diesem Vertrag Sorge zu tragen. 

(6) Unterschreitet trotz vertragskonformen Verhaltens der vertragsunterzeichnenden Städte 

und Gemeinden der Flächenpool die doppelte Menge eines durchschnittlichen Jahres-

verbrauchs der jeweils letzten 10 Jahre an gewerblich-industriellen Flächen im Kreis Kle-

ve, verpflichtet sich die Regionalplanungsbehörde zur Sicherstellung der Funktionsfähig-

keit des Flächenkontos, eine Beschlussvorlage zur Wiederauffüllung des Flächenkontos 

vorzubereiten, über die der Regionalrat im Rahmen seines pflichtgemäßen Ermessens 

entscheidet. Die Fortschreibung des Siedlungsflächenmonitorings ersetzt dabei den Be-

darfsnachweis.                    

 

 

 

 

§ 4 Ein- und Abbuchungen 
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(1) Das Flächenkonto wird verwaltungsmäßig im Rahmen des regionalplanerischen Sied-

lungsflächenmonitorings durch die Regionalplanungsbehörde geführt.  

(2) Ein- und abbuchungsberechtigt sind alle vertragsunterzeichnenden Städte und Gemein-

den des Kreises Kleve. Abbuchungen sind grundsätzlich nur vom vorhandenen Umfang 

des Flächenkontos, nicht jedoch vom Umfang der individuell vorgenommenen Einbu-

chung von Flächen abhängig, wobei § 1 Abs. 4 dieses Vertrages gilt. 

(3) Zusätzliche Einbuchungen sind unter Beachtung von § 3 Abs. 4 dieses Vertrages jeder-

zeit möglich und bei der Regionalplanungsbehörde als Monitoringinstanz anzuzeigen.  

(4) Möglich ist auch die Einbuchung einer Flächenmenge, die sich aus der bauplanungs-

rechtlichen Aufhebung einer bisher zulässigen und ehemals ausgeübten gewerblich-

industriellen Nutzung ergibt (sog. „Brachfläche“), sofern diese Fläche renaturiert und wie-

der dem Freiraum zugeführt wird.   

(5) Erstmalige Abbuchungen vom Flächenkonto sind mit Inkrafttreten des Ziels der Raum-

ordnung, auf das in § 2 Abs. 2 dieses Vertrages verwiesen wird, und unter der Voraus-

setzung, dass die kommunale Bauleitplanung im Sinne von § 3 Abs. 2 dieses Vertrages 

der geänderten Rechtslage angepasst wurde, möglich. Sollten in der Übergangszeit zwi-

schen dem Startzeitpunkt und dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des neuen textlichen 

Ziels der Raumordnung Veränderungen im Sinne von § 2 Abs. 5 dieses Vertrages auftre-

ten, wird mit Inkrafttreten des Zieles eine Aktualisierung des Flächenkontos erforderlich. 

Abbuchungen unterliegen zudem den im Folgenden auf das Plangebiet bezogenen und 

in Anlage B („Abbuchungsverfahren“) verfahrenstechnisch näher spezifizierten Voraus-

setzungen und sind bei der Regionalplanungsbehörde als Monitoringinstanz anzuzeigen.  

a. Die abzubuchende Fläche ist nicht Bestandteil des Restriktionsraums im Sinne 

von § 2 Abs. 6 i. V. m. Anlage D zu diesem Vertrag. 

b. Die abbuchungsnachfragende Stadt oder Gemeinde hat ein konkretes tatsächli-

ches Nutzungsinteresse eines oder mehrerer Investoren darzulegen. 

c. Weist die abbuchungsnachfragende Stadt oder Gemeinde nach, dass voraus-

sichtlich innerhalb des folgenden Jahres keine baureifen, aktivierbaren Flächen-

reserven mehr bestehen werden (sog. „Kategorie 4-Flächen“ im Sinne von Anlage 

A zu diesem Vertrag) kommt eine Abbuchung auch ganz oder teilweise für eine 

Angebotsplanung ohne konkrete Nachfrage zum Zeitpunkt der Abbuchung in Be-

tracht. Dabei darf die Größenordnung eines durchschnittlichen jährlichen Gewer-

beflächenverbrauchs der betreffenden Stadt oder Gemeinde nach Maßgabe der 

Anlage C dieses Vertrages nicht überschritten werden.  

d. Stellt sich im Laufe des Bauleitplanverfahrens heraus, dass wider Erwarten eine 

abgebuchte Fläche doch zur Gänze oder in Teilen Teil des „Restriktionsraums“ im 

Sinne von § 2 Abs. 6 i. V. m. Anlage D diesen Vertrages ist, so entfällt das be-

schleunigte Anpassungsverfahren im Sinne von Anlage B dieses Vertrages. 

e. Die Obergrenze für eine einzelne Abbuchung beträgt 10 ha. Dies lässt das be-

schleunigte Anpassungsverfahren im Sinne von Anlage B sowie das Regelverfah-

ren nach § 34 LPlG unberührt.  
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(6) Bei Planungsvorhaben ≥ 10 ha besteht grundsätzlich ein Regionalplan-

änderungserfordernis, womit gleichzeitig das beschleunigte Anpassungsverfahren im 

Sinne von Anlage B dieses Vertrages entfällt. Auch im Falle derartiger Planungsvorhaben 

ist eine Abbuchung vom Flächenkonto vorzunehmen, um im Sinne von § 1 Abs. 2 dieses 

Vertrages zu einer nachhaltigen Reduzierung der Inanspruchnahme neuer, freier Flächen 

für Siedlungs- und Verkehrszwecke beizutragen. 

(7) Für die sukzessiv erfolgten Abbuchungen < 10 ha soll eine gebündelte Anpassung der 

zeichnerischen Darstellung des Regionalplans im Rahmen seiner Fortschreibung erfol-

gen. 

§ 5 Monitoring 

(1) Im Rahmen des Siedlungsflächenmonitorings erfasst die Regionalplanungsbehörde 

alle Ein- und Ausbuchungen von dem Flächenkonto im Sinne von § 2 dieses Vertra-

ges. 

(2) Die Auswirkungen dieses Vertrages, insbesondere auf die Flächeninanspruchnahme 

und die Arbeitsplatzentwicklung, werden durch die Regionalplanungsbehörde über-

prüft.  

(3) Die Regionalplanungsbehörde führt nach Ablauf von vier Jahren in Zusammenarbeit 

mit den anderen Vertragsparteien eine Evaluierung durch und legt dem Regionalrat 

einen Bericht vor, der eine Empfehlung über die Weiterführung oder das Auslaufen 

des Ziels der Raumordnung enthält, auf das in § 2 dieses Vertrages verwiesen wird.   

 

§ 6 Geltungsdauer des Vertrages 

(1) Dieser Vertrag tritt am Tag nach der Unterzeichnung durch alle Vertragspartner in 

Kraft und wird zunächst mit einer Geltungsdauer von fünf Jahren abgeschlossen. Es 

wird davon ausgegangen, dass die Vertragspartner sich bereits im Vorfeld des In-

krafttretens des Vertrages mit der künftigen Umsetzung des Vertrages befasst und 

nach Kräften Vorkehrungen dazu getroffen haben.  

(2) Sollte das zur Beschlussfassung des neuen Ziels der Raumordnung im Sinne von § 3 

Abs. 3 dieses Vertrages erforderliche Regionalplanänderungsverfahren nicht binnen 

drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Vertrages eingeleitet worden sein, so ist dies 

ein wichtiger Grund für eine außerordentliche Kündigung des Vertrages. 

(3) Bei einem Auslaufen des zunächst auf fünf Jahre befristeten Ziels der Raumordnung, 

auf das § 2 dieses Vertrages verweist, sowie im Falle einer ordentlichen Kündigung, 

die erstmalig mit einer halbjährigen Kündigungsfrist nach Ablauf der fünfjährigen Ver-

tragslaufzeit in Betracht kommt, bedarf es der angemessenen Rückabwicklung des 

Vertrages durch die Vertragsbeteiligten und damit der Wiederherstellung des Zu-

stands vor Einführung des Ziels der Raumordnung auf das in § 2 Abs. 2 dieses Ver-

trages verwiesen wird. Ansonsten verlängert sich der zunächst auf fünf Jahre abge-
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schlossene Vertrag nach Maßgabe der Weitergeltung dieses Ziels der Raumordnung 

automatisch. 

(4) Einer Rückabwicklung des Vertrages bedarf es ebenfalls, wenn der mit der Vertrags-

unterzeichnung bekundete Konsens zwischen allen Vertragsparteien durch eine or-

dentliche Kündigung einzelner Vertragspartner beendet wird.    

(5) Die Vertragspartner sind sich bewusst, dass sich aus möglichen Änderungen landes-

planerischer Vorgaben Anpassungserfordernisse dieses Vertrages ergeben könnten. 

Entfällt mit der Änderung des Landesplanungsrechts die Geschäftsgrundlage, so ist 

der Vertrag entsprechenden anzupassen bzw. rückabzuwickeln.  

§ 7 Salvatorische Klausel/Schlichtungsverfahren 

(1) Pflichtverletzungen einzelner Städte und Gemeinden im Sinne von § 3 Abs. 1, 2 und 

4 dieses Vertrages lassen den Bestand des Vertrages unberührt. 

(2) Kommt eine Stadt oder Gemeinde ihren Pflichten im Sinne von § 3 Abs. 1, 2 und 4 

dieses Vertrages nicht nach, so wird auf alle Bauleitplanverfahren dieser Stadt / Ge-

meinde das Regelverfahren nach § 34 Landesplanungsgesetz angewendet und sind 

durch diese Stadt / Gemeinde weitere Abbuchungen von dem Flächenkonto nicht 

mehr möglich. 

(3) Die Vertragsparteien erklären sich bereit, in allen Streitfällen diesen Vertrag betref-

fend vor Beschreiten des Rechtsweges einem Schlichtungsverfahren zuzustimmen, 

bei dem die kommunalen Vertragspartner ebenso wie die Regionalplanungsbehörde 

berechtigt sind, je einen Schlichter zu benennen. 

(4) Die beiden Schlichter haben drei Monate Zeit, einen Vorschlag zur Beilegung des 

Streitfalls zu erarbeiten. Stimmen nicht alle Vertragsparteien binnen eines Monats 

diesem Vorschlag zu, steht ihnen der Rechtsweg offen.   

 

Anlagen 

Anlage A: Übersicht der für eine gewerblich-industrielle Nutzung geeigneten Flächen der 

Städte und Gemeinden des Kreises Kleve, die zum Startzeitpunkt (Datum der Vertragsunter-

zeichnung) eingebucht werden. 

(1) Definition der Flächenkategorien  

a) Bisher bauleitplanerisch nicht entsprechend dargestellte Bereiche für gewerbliche 

und industrielle Nutzungen (GIB) sowie allgemeine Siedlungsbereiche (ASB) für 

Gewerbe gemäß Regionalplan für den Regierungsbezirk Düsseldorf (GEP 99) 

(„Kategorie 1-Flächen“).  

b) Bisher in den Flächennutzungsplänen der Städte und Gemeinden des Kreises Kle-

ve dargestellte gewerblich-industriell nutzbare Flächen, für die noch kein entspre-
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